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 Mindestens 14 Euro 
GESETZLICHER MINDESTLOHN – Werneke fordert Eingreifen der Bundesregierung

Von „Populismus mit der Lohntüte“ 
spricht Rainer Dulger im Zusam-
menhang mit der Forderung nach 
einer stärkeren Erhöhung des ge-
setzlichen Mindestlohns. Der Präsi-
dent der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände 
warnt vor einer Lohn-Preis-Spirale, 
wenn die Lohnuntergrenze stärker 
angehoben werde, als es die Emp-
fehlung der Mindestlohn-Kommis-
sion vorsehe.

Sie hatte – mit den Stimmen der 
Arbeitgeber-Vertreter*innen und 
der Vorsitzenden der Kommission – 
jeweils 41 Cent für die kommenden 
beiden Jahre beschlossen. Die Ge-
werkschaftsvertreter*innen in der 
Kommission sind damit nicht ein-
verstanden und hatten eine eigene 
Stellungnahme vorgelegt (siehe 
ver.di news 11/2023). Bundesar-
beitsminister Hubertus Heil, SPD, 
hat zwar angekündigt, die umstrit-
tene Empfehlung der Kommission 
per Verordnung umzusetzen. Aller-
dings hat er sich auch wie einige 
andere SPD-Politiker*innen dafür 
ausgesprochen, dass der Mindest-
lohn auf 14 Euro steigen soll. Basis 
dafür kann eine entsprechende EU-
Richtlinie sein, die bis November 
2024 umgesetzt werden soll. Nach 
ihr soll der Mindestlohn mindestens 
bei 60 Prozent des nationalen Lohn-
mittels sein. Und das wären in 
Deutschland derzeit 14 Euro.

Der ver.di-Vorsitzende Frank Wer-
neke hat die Warnung Dulgers 
scharf zurückgewiesen: „Das ist 
ein  ganz fadenscheiniger Versuch, 
Stimmung gegen angesichts massi-

ver Preissteigerungen dringend not-
wendige Lohnerhöhungen zu ma-
chen.“ Er sieht in Dulgers Aussagen 
den Beleg, dass die BDA keine fai-
ren Löhne wolle. Ihr seien die Le-
bensbedingungen der Menschen, 
die nur nach dem gesetzlichen Min-
destlohn bezahlt werden, „offen-
sichtlich gleichgültig. Dabei litten 
gerade diese Beschäftigten unter 
den weiter stark steigenden Prei-
sen, insbesondere bei Lebensmit-
teln. 

Inflation abschwächen

Werneke sieht es als Aufgabe der 
Bundesregierung, für einen Min-
destschutz zu sorgen.

Bleibe es bei zwei Mal 41 Cent in 
den kommenden beiden Jahren, 
führe das zu massiven Reallohn-

verlusten. Denn auch wenn sich die 
Inflation abschwächen sollte, der 
Verlust bleibt – und stürzt unzählige 
Menschen mit ohnehin geringen 
Einkommen noch tiefer in die Krise. 
Dass sich die Regierung erneut über 
die Kommission hinwegsetzen wür-
de, sieht Werneke nicht als Pro-
blem. Der Gedanke, dass die Min-
destlohnkommission, die mit je drei 
Vertreter*innen der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer besetzt ist, 
eine gemeinsame Empfehlung ab-
gebe, sei generell gut. „Dieses Prin-
zip funktioniert aber nur so lange, 
wie das Wirken aller Mitglieder der 
Mindestlohnkommission durch Ver-
antwortungsbewusstsein und Em-
pathie gekennzeichnet ist“, so Wer-
neke weiter. Das sei aber nicht der 
Fall. 

 Heike Langenberg
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… der AfD-Politik wären 
ihre eigenen Wähler*in-
nen. Das hat eine Studie 
des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung 
ergeben. Dazu wurden 
die Einstellungen der Par-
tei im Wahl-o-maten der 
Bundeszentrale für politi-
sche Bildung mit den An-
liegen ihrer Unterstüt-
zer*innen verglichen. Das 
Ergebnis bezeichnen die 
Forscher*innen als „be-
merkenswertes Paradox“. 
Denn die AfD will mit 
ihrer extrem neoliberalen 
Wirtschafts- und Finanz-
politik die Macht des 
Marktes vergrößern und 
die Rolle des Staates be-
schneiden. Die mit ihrer 
Politik verbundene Um-
verteilung von sozialen 
Leistungen und Einkom-
men würde stark zu Las-
ten von AfD-Wähler*in-
nen gehen, deren Ein-
kommen und Bildung 
eher gering bis mittel-
hoch seien. hla

 

Voller Einsatz
 
„Wir setzen jedenfalls 
alles daran, die 
Realeinkommen 
unserer Mitglieder zu 
verbessern oder 
mindestens zu er­
halten. Dafür treten 
die Beschäftigten bei 
uns ein.“ 

Der ver.di-Vorsitzende 
Frank Werneke im Inter-
view mit dem Handels-
blatt zu den kommenden 
Tarifrunden

https://news.verdi.de
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Presseschau – Bisher stehen die 
Beschäftigten im Handel noch mit 
leeren Taschen da. Landauf landab 
legen sie sich seit Monaten ins 
Zeug. Aber: Die Arbeitgeber bewe-
gen sich nicht so auf sie zu, dass es 
zu einer Annäherung in der dies-
jährigen Tarifrunde kommen könn-
te. Dennoch gehen den Beschäftig-
ten die Ideen für Protestaktionen 
nicht aus. „Flashmob im Kaufhaus“ 
titelt nd.Der Tag/nd.Die Woche 
vom 18.   August. Berichtet wird 
über eine Aktion, die an der Welt-
zeituhr am Berliner Alexanderplatz 
ihren Anfang nahm. Die dort rund 
30 versammelten Beschäftigten 
wollten die umliegenden Geschäfte 
stürmen, bzw. zu „solidarischen 
Betriebsbegehungen“ aufbrechen. 
„Auf den letzten Metern wird sich 
noch hastig beratschlagt. […] 
Nacheinander sollen die Häuser 
von Galeria, Saturn und Primark 
besucht werden.“ Unter ihnen lau-
ter erfahrene Kämpferinnen. „Aus 
einer kleinen Gruppe vorm KaDeWe 

meint eine Frau, dass sie im Alter 
von 19 Jahren in die Gewerkschaft 
eingetreten sei. Das sei vor 30 Jah-
ren gewesen. Bei so gut wie jeder 
Gewerkschaftsaktion sei sie dabei 
gewesen.“ 

Mit Flyern in den Händen klap-
pern sie die Geschäfte ab und spre-
chen dort die Beschäftigten und 
Kund*innen an. Auf ihrem Flyer ist 
zu lesen, dass sie sich „entscheiden 
müssten zwischen dem Kauf einer 
Waschmaschine und etwas zu es-
sen und zwischen einem Zoobesuch 
mit den Kindern und neuen Schul-
büchern“. So oder ähnlich, auch 
mit lautstarken Demonstrationen 
auf Deutschlands Einkaufsmeilen 
sind die Handelsbeschäftigten un-
terwegs. Ein Ende ihrer Strecke ist 
noch nicht in Sicht. Der Ostthürin-
ger Zeitung Pößneck sagt Gewerk-
schaftssekretär Matthias Adorf am 
selben Tag: „Notfalls streiken wir 
bis Weihnachten weiter.“

Seit Februar sind auch die Rider 
von Lieferando immer wieder im 

Streik für einen anständigen Tarif-
vertrag. Wie die Handelsbeschäf-
tigten in Berlin protestierten auch 
die Lieferando-Essenkuriere am 
17. August: „Ein zum Totenkopf sti-
lisiertes Lieferando-Logo, Messer 
und Gabel wie zum Kampf gekreuzt 
und der Schriftzug „Streikerando“ 
stand auf den schwarzen Warn-
westen, die die Lieferando-Fahrer 
über ihre orangefarbene Dienst-
kleidung gezogen hatten. Rund 
130 Kurierfahrer aus ganz Deutsch-
land waren […] vor das Haupt-
quartier […] in Berlin-Kreuzberg 
gekommen, um mit einem Warn-
streik für höhere Löhne bei dem 
Essenslieferdienst zu demonstrie-
ren“, berichtet die Berliner Mor-
genpost tags drauf. Wenn jetzt 
noch die überwiegend weiblichen 
Beschäftigten im Handel dem-
nächst mit ihren Kochtöpfen klap-
pern, steht einem Solistreik der 
Fahrer*innen und Verkäufer*innen 
eigentlich nichts mehr im Weg. 

Petra Welzel

D I E  P R E S S E ­ S H O W  ....................................................................................................................

 Gemischte Bilanz
SOZIALWAHLEN – Sitze gehalten oder sogar ausgebaut

(sopo) Die Ergebnisse der Urwahlen 
bei den bundesweiten Ersatzkassen 
und bei der Deutschen Rentenver-
sicherung Bund können sich sehen 
lassen. ver.di hat ihre Sitze überall 
halten oder sogar ausbauen kön-
nen, etwa bei der Deutschen Ren-
tenversicherung Bund, der DAK-Ge-
sundheit oder der hkk.  

Insgesamt ist die Bilanz aber ge-
mischt. So sind ver.di an vielen Stel-
len Verbesserungen gelungen. Die 
Frauenquote hat dazu geführt, dass 
mehr Frauen in den Gremien vertre-
ten sind. ver.di hatte aufgrund inter-
ner Richtlinien schon länger dafür 
gesorgt, dass Frauen auf ihren Lis-
ten und damit auch bei ihren Man-
daten in den Versichertenparlamen-
ten angemessen beteiligt sind. 

Bei den diesjährigen Sozialwah-
len hatten Versicherte der Kranken-
kassen erstmals die Möglichkeit zur 
Online-Wahl. Diese wurde allseits 
mit Interesse verfolgt, insbesonde-
re, inwieweit eine manipulations-
freie Wahl über einen so langen 
Zeitraum sichergestellt werden 
kann. Das ist gelungen, so die Bi-

lanz. Allerdings sei die Beteiligung 
per Mausklick an den Online-Wah-
len noch überschaubar. 

Jedoch bleibt die Wahlbeteiligung 
deutlich hinter den Erwartungen zu-
rück. Zwar war das mediale Interes-
se im Vorfeld groß, allerdings ist es 
wohl nicht gelungen, die einzelnen 
Wahlberechtigten von der Bedeu-
tung der Wahl und den Möglichkei-
ten der Einflussnahme auf prakti-
sche Sozialpolitik zu überzeugen. 
sozialwahl.verdi.de

Folgende ver.di-Mitglieder wurden 
gewählt:
Deutsche Rentenversicherung 
Bund
(3 ver.di-Sitze von insgesamt  
15 Versicherten-Sitzen)
­z Dagmar König
­z Ute Maier
­z Manfred Geneschen 

BARMER
(4 ver.di-Sitze von insgesamt  
27 Versicherten-Sitzen)
­z Sylvi Krisch
­z Uta Treuter

­z Robert Spiller
­z Albert Roer

DAK­Gesundheit
(4 ver.di-Sitze von insgesamt   
28 Versicherten-Sitzen)
­z Luise Klemens
­z Marion von Wartenberg 
­z Helmut Mirbach
­z Dirk Teichmann

TK
(2 ver.di-Sitze von insgesamt   
15 Versicherten-Sitzen)
­z Uwe Klemens
­z Petra Rahmann 

hkk
(2 ver.di-Sitze von insgesamt   
9 Versicherten-Sitzen)
­z Jannik Michaelsen
­z Silke Flathmann

HEK (Friedenswahl)
(3 ver.di-Sitze von insgesamt   
15 Versicherten-Sitzen)
­z Elisa Kantarevic 
­z Petra Linek 
­z Heye de Buhr 

Alterssicherung  
für Frauen

(red.) Seit vielen Jahren 
veranstalten die ver.di- 
Bereiche Frauen- und 
Gleichstellungspolitik 
sowie Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik gemeinsam 
mit weiteren Verbänden 
eine Frauenalterssiche-
rungskonferenz. In die-
sem Sommer hat sie 
zum 18. Mal stattgefun-
den. Eine ausführliche 
Dokumentation der 
spannenden Vorträge 
und Diskussionen steht 
jetzt im Internet. Sie ist 
verbunden mit vielen 
Links auch zu weiterfüh-
renden Informationen. 
In einer gemeinsamen 
Abschlusserklärung for-
dern ver.di und der So-
zialverband Deutschland 
(SoVD), die Rahmenbe-
dingungen auf dem Ar-
beitsmarkt so zu verbes-
sern, dass Frauen mit 
Erwerbsarbeit ihre Exis-
tenz eigenständig si-
chern können. Denn 
niedrige Löhne in vielen 
vermeintlichen Frauen-
berufen und ein hoher 
Anteil an Teilzeit- oder 
prekärer Arbeit führen 
in der Folge auch zu 
Altersarmut. Diese ist 
in Deutschland immer 
noch überwiegend 
weiblich. Dazu wurden 
in der Erklärung ge-
meinsam mit den Teil-
nehmenden zwölf For-
derungen aufgestellt, 
die weite Bereiche des 
Arbeitslebens aber auch 
des Gesellschaftslebens 
erfassen. Sie richten sich 
sowohl an die Arbeit-
geber als auch an die 
Politik. Gerade in Zeiten 
des Fachkräftemangels 
sei es unerlässlich, für 
gute Arbeit zu sorgen. 
DIE DOKUMENTATION 
SOWIE DIE VOLLSTÄNDIGE 
ABSCHLUSSERKLÄRUNG 
ZUM NACHLESEN FINDEN 
SICH UNTER KURZELINKS.
de/jzd8

S U R F T I P P

https://sozialwahl.verdi.de
https://kurzelinks.de/jzd8
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 Mehr als Haushalt
MENTAL LOAD – Frauen stark durch Planung und Organisation belastet

(pm/red.) In vielen Familien ist es 
immer noch so, dass sich Frauen 
überwiegend um die Kinder, den 
Haushalt und pflegebedürftige 
 Angehörige kümmern – oft auch 
neben der bezahlten Erwerbsarbeit. 
Eine jüngst vorgelegte Studie 
des  Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Instituts der Hans- 
Böckler-Stiftung belegt jetzt, dass 
die Belastung dadurch oft noch grö-
ßer ist als bislang angenommen. 
Denn neben dem Erledigen der 
 Aufgaben steht dahinter noch viel 
Planungs- und Organisationsarbeit, 
auch Mental Load genannt. Meist 
sind es die Frauen, deren Gedanken 
nicht nur um die Aufgaben der Er-
werbsarbeit rotieren, sondern auch 
noch dafür sorgen, dass genug zu 
essen im Haus ist, Geburtstag nicht 
vergessen und Aktivitäten wie Arzt-
termine, Kinderturnen oder Aus-
flüge organisiert und eingehalten 
werden. 

In ihrer Auswertung kommen 
Yvonne Lott und Paula Bünger vom 
WSI zu dem Schluss, dass Frauen 
einen deutlich höheren Anteil dieser 
kognitiven Arbeit übernehmen und 
sich dadurch auch stärker belastet 
fühlten. Bei Frauen liegt die Wahr-
scheinlichkeit bei 62 Prozent, bei 
Männern bei etwa 20 Prozent. Die 
Belastung der Frauen wächst noch, 
wenn sie Teilzeit arbeiten und/oder 
Kinder im Haushalt leben. Aber 
selbst bei Erwerbsarbeit in Vollzeit 
übernehmen sie den überwiegen-
den Teil von Planung- und Organi-
sation des familiären Alltags. 

„Es scheint also nicht so zu sein, 
dass Frauen durch kürzere Arbeits-
zeiten mehr mentale Entlastung im 
Alltag erfahren und mit mehr Ent-
spannung oder Energie kognitive 
Arbeit erledigen. Im Gegenteil: Ihre 
emotionale Belastung durch kogni-
tive Arbeit ist in Teilzeit etwas höher 
als in Vollzeit“, heißt es in dem Be-

richt. Damit sei Mental Load eine 
Fortsetzung der ungleichen Vertei-
lung von Haus- und Sorgearbeit 
zwischen Männern und Frauen. 

Die beiden Wissenschaftlerinnen 
sprechen sich für eine stärkere För-
derung der partnerschaftlichen Ar-
beitsteilung aus. Die sei in den ver-
gangenen Jahren ins Stocken gera-
ten, nicht zuletzt durch die Auswir-
kungen der Corona-Pandemie und 
der damit verbundenen Einschrän-
kungen. Lott und Bünger fordern 
auch kürzere Arbeitszeiten für Män-
ner und Frauen. Das würde zugleich 
einer Stigmatisierung von Teilzeit-
arbeit entgegenwirken. Auch die 
ver.di-Frauen machen sich für eine 
verkürzte Vollzeit stark.
YVONNE LOTT, PAULA BÜNGER: 
MENTAL LOAD: FRAUEN TRAGEN 
DIE ÜBERWIEGENDE LAST, WSI 
REPORT NR. 87, AUGUST 2023. 
DOWNLOAD UNTER KURZELINKS.DE/
lgk5

 Neuer Höchststand erreicht
FACHKRÄFTEMANGEL – Rund 200 Berufe stehen auf einer Liste der Bundesagentur für Arbeit

(red.) In Deutschland fehlen Fach-
kräfte – und gefühlt sind die Chan-
cen gering, dass sich an diesem 
Mangel etwas ändern wird. Damit 
führt der Fachkräftemangel zu einer 
arbeitsmarktpolitischen Debatte, 
aber auch zu einer Debatte über 
eine gezielte Einwanderung von 
Fachkräften. Die würden dann in 
ihren Herkunftsländern fehlen, lau-
tet ein Argument.

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) 
erstellt einmal im Jahr eine soge-
nannte Fachkräfteengpassanalyse. 
Die Ausgabe für 2022 wurde jüngst 
vorgelegt. Darin werden 1200 Be-
rufe bewertet. Das ver.di-Ressort 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik hat 
die Veröffentlichung analysiert. Mit 
den darin bereitgestellten Zahlen 

und Bewertungen lässt sich, so die 
Meinung der ver.di-Expert*innen, 
die aktuelle Diskussion fundieren 
und versachlichen. 

Die BA zählt rund 200 der be-
werteten Berufe zu den Engpass-
berufen. Das sind rund 52 mehr 
als  noch im Vorjahr. Damit ist ein 
neuer Höchststand erreicht. Zu den 
beschäftigungsstärksten Engpass-
berufen zählen Pflegeberufe, Be-
rufskraftfahrer*innen, Medizinische 
Fachangestellte, Bauberufe sowie 
solche in der Kinderbetreuung oder 
Kraftfahrzeugtechnik. Auf Ebene 
der Spezialist*innen und Expert*in-
nen sind es etwa Apotheker*innen, 
Architekt*innen oder Berufe im IT-
Bereich. Im Vergleich zum Vorjahr 
kamen nun auch Berufe im Hotel- 

oder Gastronomieservice, im Me-
tallbau und Busfahrer*innen und 
andere hinzu. 

Weitere 157 Berufsgattungen 
stehen unter Beobachtung, weil 
sie sich laut Definition der BA po-
tenziell zu Engpassberufen entwi-
ckeln könnten. Dazu zählen zum 
Beispiel Bürokaufleute, Berufe im 
Verkauf oder auch in der Lager-
wirtschaft. „Das unterstreicht den 
einschlägigen Mangel nachdrück-
lich und belegt den dringlichen 
Handlungsbedarf im Hinblick auf 
die Gewinnung und Sicherung von 
Fachkräften in vielen durchaus be-
schäftigungsstarken und damit 
sehr relevanten Bereichen“, heißt 
es in der Veröffentlichung des 
ver.di-Bereichs.

Erschreckendes 
Maß
Erstaunt Dich das Er­
gebnis der Studie?
Die Studie bestätigt das, 
was wir schon immer ge-
sagt haben: Dass Planen 
und Organisieren auch 
Arbeit ist. Jetzt haben wir 
Zahlen und Fakten, die 
das belegen. Sie machen 
deutlich, in welch er-
schreckendem Ausmaß 
das der Fall ist. 

Wie kann man dage­
gen vorgehen?
Es zeigt sich, dass Frauen 
in Teilzeit fast so viel leis-
ten wie auf einer Vollzeit-
stelle. Daher brauchen 
wir Angebote der Arbeit-
geber, die auch Männer 
dazu ermuntern, sich 
mehr in die Reproduk-
tionsarbeit einzubringen, 
also in die Haus- und 
Pflegearbeit, aber auch in 
deren Organisation. Das 
müsste in den Betrieben 
und Dienststellen stärker 
begrüßt werden. Auch 
wäre es wichtig, dass 
Führungskräfte es vorle-
ben und dass die Fähig-
keiten, die viel mit Ma-
nagement zu tun haben, 
auch im Berufsleben stär-
ker honoriert werden. 
Auch sollte das Elternzeit-
gesetz geändert werden, 
damit es Anreize für mehr 
Partnermonate gibt. 

I N T E R V I E W

ALEXA WOLFSTÄDTER 
ARBEITET ALS REFERENTIN 
BEI VER.DI IM BEREICH 
FRAUEN- UND GLEICH-
STELLUNGSPOLITIK

I M P R E S S U M  .......................................................................................................................................................
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HESSISCHE KOMMUNEN – (pm) 
Für die 15 000 handwerklichen Be-
schäftigten bei hessischen Kommu-
nen haben sich ver.di und der kom-
munale Arbeitgeberverband Hessen 

auf eine Neureglung der Entgeltord-
nung verständigt. Dabei geht es um 
die Beschreibung von Tätigkeiten 
und deren materielle Bewertung. 
Der bisherige Vertrag stammt aus 

dem Jahr 1991. In vielen Tätigkeits-
feldern wurde die Grund-Eingrup-
pierung verbessert, und es wurden 
Aufstiegsmöglichkeiten durch neue 
Tätigkeitsmerkmale erreicht.

T A R I F L I C H E S  ....................................................................................................................................

Die 60 muss bleiben
FEUERWEHR – Landesregierung NRW will über Anhebung der Altersgrenze diskutieren

(pm) Das nordrhein-westfälische 
Innenministerium hat auf Nachfra-
ge der SPD-Fraktion  Mitte August 
bestätigt, dass mit einem geplan-
ten Gesetzentwurf eine moderate 
Anhebung der Altersgrenze disku-
tiert werden soll. Es gehe darum, 
die Funktionalität der Feuerwehr 
aufrechtzuerhalten und dem demo-
grafischen Wandel und dem Fach-
kräftemangel Rechnung zu tragen. 
ver.di NRW reagiert mit einer ein-
deutigen Forderung auf die heutige 
Debatte: Die 60 muss bleiben! Be-
reits im März hatte ver.di – gemein-

sam mit der Komba Gewerkschaft 
– vor dem Düsseldorfer Landtag 
über 5000 Unterschriften aus den 
Feuerwehren in NRW übergeben.

Das Signal aus den Wachen und 
Dienststellen ist eindeutig. Die Kol-
leg*innen ordern die Beibehaltung 
der Altersgrenze, die aktuell bei 60 
Jahren liegt. Die Belastungen bei 
den Feuerwehren und Rettungs-
diensten steigen seit Jahren an. Zu 
24-Stunden-Schichten kommen die 
enormen körperlichen und psychi-
schen Belastungen, die mit dem 
Dienst verbunden sind. 

Tjark Sauer, zuständiger Gewerk-
schaftssekretär für die Feuerwehren 
im ver.di-Landesbezirk NRW, geht 
davon aus, dass eine Anhebung der 
Altersgrenze nicht zu mehr Berufs-
feuerwehrleuten im Betrieb führt. Er 
befürchtet das Gegenteil, denn so 
würde der Beruf für Nachwuchs-
kräfte unattraktiver. „Eine Anhe-
bung der Altersgrenze ist ein Af-
front gegen alle Kolleginnen und 
Kollegen, die tagtäglich ihr Leben 
riskieren, um Menschen zu helfen 
oder Menschenleben zu retten“, so 
Sauer. 

 Nur mit Respekt 
GUTE ARBEIT – Untersuchung zu Umgangsformen im Einzelhandel

(gg) Im Handel arbeiten ist anstren-
gend und wird nicht sonderlich gut 
bezahlt. Respektlose Kund*innen 
geben vielen Beschäftigten den 
Rest. Wie wichtig die Umgangsfor-
men in Geschäften unterschiedli-
cher Art sind, haben Wissenschaft-
ler*innen der Sozialforschungsstelle 
an der Technischen Universität 
Dortmund im Rahmen des Projektes 
RespectWork" festgestellt.

„Die meisten Gespräche mit der 
Kundschaft verlaufen reibungslos“, 
sagt Edelgard Kutzner, Leiterin des 
Forschungsprojekts. Doch Beschäf-
tigte berichteten von unhöflichem 
und rücksichtslosem Verhalten, 
aber auch über Beschimpfungen 
und Beleidigungen. Für die Mitar-
beiter*innen sei das sehr belastend. 
Während mancher Vorgesetzte den 
Beschäftigten rät, sich „ein dickes 
Fell“ anzuschaffen, haben die For-
scher*innen bei der Auswertung der 
Interviews die Wünsche der Ver-
kaufsmitarbeiter*innen in den Mit-
telpunkt gestellt. 

Es erwies sich, dass Beschäftigte 
im Einzelhandel schlicht und ergrei-
fend als Menschen beachtet wer-
den wollen. Dazu zählen Grüßen 

oder Verständnis für bestimmte Si-
tuationen im Arbeitsalltag, etwa 
wenn nicht alle Wiegenummern von 
Obst und Gemüse bekannt seien. 

Auch kommen Versuche der 
Kund*innen, die Verkäufer*innen 
etwa mit der Rückgabe gebrauchter 
Produkte hinters Licht zu führen, 
nicht gut an. Häufig würden die 
 Beschäftigten von der Geschäftslei-
tung aber angewiesen, ihren Ärger 
zu verbergen und nachzugeben. 
Daher müssten sie sich individuell 
mit diesem moralischen Problem 
herumschlagen.

Am schlimmsten sei es, offene 
Geringschätzung zu ertragen, etwa 
wenn Eltern ihren Kindern sagen, 
sie sollten in der Schule gut aufpas-
sen, damit sie nicht als Kassenkraft 
enden. Edelgard Kutzner sieht hier 
auch Vorgesetzte in der Pflicht, ih-

rem Personal zur Seite zu stehen. 
Und den Kund*innen rät sie, auch 
mal Danke zu sagen – denn über 
Wertschätzung freue sich jede*r im 
Alltag.

Im Projekt wurden verschiedene 
konkrete Ansatzpunkte für einen re-
spektvollen Umgang zusammen mit 
den Beschäftigten entwickelt. Be-
rücksichtigt wurde dabei die ge-
samte Situation, unter anderem im 
Verkauf und an der Kasse, außer-
dem die Gestaltung des Laden-
raums, organisatorische Strukturen, 
Führungsverhalten und eingesetzte 
technische Hilfsmittel wie Selbstbe-
dienungskassen.

Das Projekt RespectWork wird 
vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung und dem Europäi-
schen Sozialfonds gefördert.
respectwork.de

Bestätigung der 
Arbeit 

(pm) Bei der Lufthansa-
Aufsichtsratswahl wurde 
ver.di als stärkste Frak-
tion gewählt und wird 
mit insgesamt vier Ver-
treter*innen in den Auf-
sichtsrat einziehen. 
Nachdem die Beschäf-
tigten in den einzelnen 
Betrieben der Deut-
schen Lufthansa AG ihre 
Delegierten gewählt 
hatten, fand Ende Juli 
die Versammlung aller 
Delegierten statt. Sie 
wählte die Arbeitneh-
mervertreter*innen des 
künftigen Aufsichtsrates 
des deutschen Airline-
Konzerns.
Konkret erzielte ver.di in 
der Wahl der Gewerk-
schaftsvertreter*innen 
404 von insgesamt 691 
Stimmen und erreichte 
damit zwei von drei 
Plätzen. Auch bei der 
Wahl der betrieblichen 
Arbeitnehmervertre-
ter*innen wurde ver.di 
stärkste Kraft.
Die stellvertretende 
ver.di-Vorsitzende Chris-
tine Behle sieht in dem 
Ergebnis eine Bestäti-
gung für die aktive und 
stärkere Rolle von ver.di 
in der Lufthansa Kabine 
und der erfolgreichen 
Tarifarbeit von ver.di für 
die Bodenbeschäftigten. 
Behle ist stellvertreten-
de Aufsichtsratsvorsit-
zende der Deutschen 
Lufthansa AG. Neben 
ihr gehören ver.di-Kon-
zernbetreuer Marvin 
Reschinsky, Konzernbe-
triebsratsvorsitzender 
Christian Hirsch und 
Klaus Winkler von der 
Lufthansa Technik Ham-
burg an.

L U F T H A N S A

Tarifrunde Handel

Im Einzel- und Versandhandel, aber auch im Groß- und Außenhandel wird seit Mona-
ten über Entgeltsteigerungen verhandelt. Bislang ist aber noch kein Durchbruch ge-
lungen. Die Arbeitgeber sind trotz zahlreicher Proteste, Warnstreiks und Aktionen 
nicht bereit, den Beschäftigten ihre Wertschätzung zu zeigen.
Aktuelles zu den laufenden regionalen Tarifverhandlungen unter  
t1p.de/verdi­tr23_handel 

https://respectwork.de
https://t1p.de/verdi-tr23_handel
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 Schluss mit Sonderregeln
KIRCHLICHE ARBEITGEBER – ver.di sammelt Unterschriften für Petition

(red.) Für rund 1,8 Millionen Be-
schäftigte bundesweit gelten bei 
ihrer Arbeit immer noch einschrän-
kende gesetzliche Sonderregeln. 
Der Grund: Sie arbeiten bei Kirchen 
oder deren Wohlfahrtsverbänden. 
Dort kann ein Kirchenaustritt immer 
noch die sofortige Kündigung nach 
sich ziehen. Das gelte auch, wenn 
sich die Beschäftigten in ihrer Frei-
zeit so verhalten, dass es nicht zu 
den kirchlichen Regeln passt. 

Bereits 2018 hatte der Europäi-
sche Gerichtshof festgestellt, dass 
eine entsprechende Ausnahme-
regelung im Allgemeinen Gleichbe-
handlungsrecht nicht mit gelten-
dem EU-Recht übereinstimmt. Aber 
der deutsche Gesetzgeber hat das 
AGG immer noch nicht angepasst. 
Auch das Betriebsverfassungsge-
setz lässt mit dem Paragraf 118 im-
mer noch Ausnahmen für christliche 
Kirchen und ihre Wohlfahrtsverbän-
de Diakonie und Caritas zu. Hier 
gelten kirchliche Regeln, die Mitbe-
stimmungsrechte sind hier weniger 

effektiv als die von Betriebs- und 
Personalräten. 

Die Kirchen betreiben mit ihren 
Wohlfahrtsträgern Krankenhäuser, 
Pflegeeinrichtungen und -dienste, 
Einrichtungen der Behinderten und 
Jugendhilfe, Rettungsdienste, Kitas 
u.a.m.. Wie bei anderen Trägern 
werden diese fast ausschließlich aus 
Steuermitteln und Sozialversiche-
rungsbeiträgen finanziert. Kirchliche 
Unternehmen betreiben Tarifflucht 
und Outsourcing, nutzen Leiharbeit 

und sachgrundlos befristete Arbeits-
verhältnisse. Sie verhalten sich wie 
andere Arbeitgeber, beharren aber 
auf Sonderregeln im Arbeitsrecht. 
Das passt nicht zusammen.

Daher hat ver.di gemeinsam mit 
engagierten Beschäftigten aus dem 
Bereich eine Petition auf den Weg 
gebracht. Derzeit werden Unter-
schriften dafür gesammelt. „Glei-
ches Recht für kirchlich Beschäftig-
te“, fordern die Unterzeichnenden. 
Bereits rund 15 000 Unterstüt-
zer*innen haben sich schon einge-
tragen. Das Ziel sind jedoch 30 000.

Die Petition richtet sich an Bun-
desarbeitsminister Hubertus Heil, 
SPD. Aber auch die Bundestagsab-
geordneten von SPD, Bündnis 90/
Die Grünen und FDP werden damit 
angesprochen. Sie hatten sich in 
den Koalitionsverhandlungen dar-
auf verständigt, den kirchlichen 
Sonderstatus im Arbeitsrecht zu 
überprüfen. 
ver.di zum kirchlichen Arbeitsrecht:
kurzelinks.de/5mc6

 Mehr psychische Erkrankungen
FEHLZEITEN – Jetzt schon das Gesamtniveau des Vorjahres erreicht

(pm) Die aktuelle Lage auf dem Ar-
beitsmarkt zeigt bedenkliche Ent-
wicklungen: Die KKH Kaufmänni-
sche Krankenkasse veröffentlicht 
alarmierende Zahlen, die auf eine 
drastische Zunahme von Fehlzeiten 
durch seelische Leiden im ersten 
Halbjahr 2023 hinweisen.

Sie sind bei den Versicherten der 
KKH im Vergleich zum Vorjahr um 
85 Prozent gestiegen – auf 100 

KKH-Mitglieder entfallen aktuell 
303 Ausfalltage pro Jahr aufgrund 
seelischer Leiden. Die Arbeitsunfä-
higkeitsquote aufgrund von psychi-
schen Erkrankungen hat sich dabei 
um etwa 32 Prozent erhöht. Dies 
könnte auf vermehrt auftretende, 
schwerwiegende Fälle hinweisen, 
die die Arbeitnehmer*innen länger-
fristig beeinträchtigen. Besonders 
alarmierend ist laut KKH, dass die-

ser Trend bereits das Gesamtniveau 
der Fehlzeiten des gesamten Vor-
jahres erreicht hat. Die längsten 
Ausfallzeiten wurden hauptsäch-
lich von wiederkehrenden Depres-
sionen und depressiven Episoden 
verursacht. Akute Belastungsreak-
tionen und Anpassungsstörungen 
machen derzeit 41 Prozent aller 
psychisch bedingten Krankschrei-
bungen aus.

Keine Kündigung 
bei Austritt
Die Unterzeichnenden 
fordern vom Bundes-
minister für Arbeit und 
Soziales, Hubertus Heil, 
sowie von den Bundes-
tagsabgeordneten von 
SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP:
­z Schluss mit Diskriminie-
rung wegen privater 
Entscheidungen: 
Streichung der 
Sonderregeln für 
Kirchen im Allgemeinen 
Gleichbehandlungsge-
setz (§ 9 AGG)
­z Volle Mitbestimmung 
auch für Kirchenbe-
schäftigte: Streichung 
gesetzlicher Ausnah-
men (u.a. § 118 Abs. 2 
Betriebsverfassungs-
gesetz)

Auch im Jahr 2023 haben 
wir, die Beschäftigten von 
Kirchen, Diakonie und 
Caritas, noch nicht die-
selben Rechte wie unsere 
Kolleg*innen in weltli-
chen Betrieben. Für kirch-
liche Arbeitgeber gelten 
gesetzliche Sonderregeln 
im Arbeitsrecht. Sie kön-
nen zum Beispiel Pflege-
kräfte, Erzieher*innen 
oder Verwaltungsange-
stellte kündigen, wenn 
diese aus der Kirche aus-
treten oder den Kirchen-
oberen ihr Privatleben 
missfällt. Als kirchlich 
Beschäftigte haben wir 
geringere Mitbestim-
mungsrechte und können 
daher schlechter Einfluss 
auf unsere Arbeitsbedin-
gungen nehmen. Höchste 
Zeit, diese veralteten Kir-
chenprivilegien abzu-
schaffen. SPD, Grüne und 
FDP haben in ihrem Koali-
tionsvertrag vereinbart, 
das kirchliche Sonder-
recht zu überprüfen. Für 
uns ist klar: Es gehört 
abgeschafft! Die Diskrimi-
nierung von Beschäftig-
ten kirchlicher Einrichtun-
gen muss ein Ende ha-
ben. Gleiche Rechte für 
alle! 
kurzelinks.de/lqv4

P E T I T I O N

 Fahrer nennen Namen
LOGISTIK – Immer noch Protest an den Raststätten in Gräfenhausen

(pm) In den vergangenen Wochen 
mussten sich die LKW-Fahrer aus 
Georgien, Usbekistan, Tadschikis-
tan, der Ukraine und der Türkei ge-
gen die Kriminalisierung durch den 
polnischen Transportchef Mazur 
wehren. (ver.di news berichtete) 
Anstatt den Dialog zu eröffnen, hat 
der polnische Transportchef Straf-
anzeige gegen seine Fahrer erstat-
tet, die ihr Geld einfordern. Daher 

haben die Fahrer Mitte August Na-
men der großen Unternehmen ge-
nannt, deren Waren sie transportie-
ren und die somit an ihrer Ausbeu-
tung beteiligt sind.

Auf den Parkplätzen an der Rast-
stätte Gräfenhausen standen unter 
anderem LKW, die für Firmen wie 
Audi, Porsche und Red Bull Energy 
Drink unterwegs sind. Zudem stehen 
dort mehrere LKW, bei denen DHL 

und Intercargo aus Österreich Teil 
der Liefer- und Vertragskette sind.

Damit wird deutlich, dass diese 
Unternehmen Gesetzesbrüche in 
Kauf nehmen und die Anforderun-
gen des Lieferkettensorgfalts pflich-
ten gesetzes (LKSG) verletzen. Große 
Logistikunternehmen der Industrie 
und die multinationalen Unterneh-
men handeln noch immer nicht ge-
setzeskonform.

Aktionswochen

Vom 25. September bis zum 6. Oktober 
macht ver.di bei Aktionswochen für die 
Petition mobil. Bei betrieblichen Aktio-
nen sollen in den Einrichtungen noch 
einmal verstärkt Unterschriften der Be-
schäftigten gesammelt werden. Aber 
auch die Öffentlichkeit soll auf das An-
liegen der Petition aufmerksam gemacht 
werden – denn auch deren Unterschrif-
ten sind wichtig für den Erfolg der Peti-
tion. Alle können mithelfen!

https://kurzelinks.de/5mc6
https://kurzelinks.de/lqv4
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KÜNDIGUNG BEI BETRIEBSÄN­
DERUNG WEGEN INSOLVENZ – 
(bag) Bei einer Betriebsänderung im 
Sinne von § 111 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes schließen Insolvenz-
verwaltung und der Betriebsrat ei-
nen Interessenausgleich mit Na-
mensliste ab.  In diesem Fall geht 
man nach § 125 Abs. 1 Nr. 1 der 
Insolvenzordnung davon aus, dass 
die Kündigung der in der Namens-
liste aufgeführten Arbeitnehmer*in-
nen aufgrund dringender betriebli-
cher Erfordernisse bedingt ist. 

Daher hat das Bundesarbeitsgericht 
jüngst entschieden, dass die Kündi-
gung rechtmäßig ist. Der Insolvenz-
verwalter hatte einem Mann, der 
auf der zweiten von drei Listen 
stand, nach Unterzeichnung des In-
teressenausgleichs betriebsbedingt 
gekündigt. Wegen einer zwischen-
zeitlich behaupteten Schwerbehin-
derung folgte zwei Monate später 
eine weitere Kündigung zum glei-
chen Zeitpunkt. Das Landesarbeits-
gericht hat die Kündigungen als 
unwirksam angesehen.

Doch die Revision des Insolvenz-
verwalters hatte vor dem BAG Er-
folg. Die zweite Kündigung habe 
das Arbeitsverhältnis des Klägers 
wirksam beendet. Es sei kein 
 besonderer Kündigungsschutz we-
gen Schwerbehinderung festge-
stellt worden. Zudem sei hinrei-
chend begründet, dass eine Be-
triebsänderung im Sinne der oben 
genannten Paragrafen stattfinde. 
Diese Betriebsänderung habe der 
Kläger nicht widerlegt.
Aktenzeichen 6 AZR 56/23

A K T U E L L E S  U R T E I L  ........................................................................................................................

Semmel mit 
 Leberkäse

(dgb-rs) Ob und welche 
Wege unter den Schutz 
der gesetzlichen Unfall-
versicherung fallen, ist 
immer wieder Gegen-
stand von Verfahren vor 
den Sozialgerichten. Ins-
besondere der zuneh-
mende Einsatz von Be-
schäftigten im Home-
office offenbart hier 
 weiteren juristischen 
Klärungsbedarf. Mit Hilfe 
des DGB-Rechtsschutzes 
hat jüngst ein Kollege 
ein entsprechendes Ver-
fahren vor dem Sozial-
gericht München ge-
wonnen. Er hatte sich in 
seiner Mittagspause mit 
dem Fahrrad auf den 
Weg zu einem nahegele-
genen Metzger gemacht, 
um eine Leberkäsesem-
mel und eine Portion 
Eintopf zu kaufen, die er 
zu Hause verzehren woll-
te. Auf dem Heimweg 
verletzte sich der Mann. 
Die zuständige Berufs-
genossenschaft versagte 
jedoch die Leistungen, 
da sich der Unfall nicht 
im Zusammenhang mit 
der Betriebsstätte ereig-
net habe. Die Richter*in-
nen des Sozialgerichts 
sahen durchaus eine 
hinreichende Wahr-
scheinlichkeit zwischen 
der versicherten Tätigkeit 
und dem Unfallereignis. 
Der Kläger hatte glaub-
haft versichert, dass er 
zwischen verschiedenen 
Meetings und Terminen 
keine Zeit gehabt habe, 
sich zu Hause zu versor-
gen. Daher habe er sich 
auf den Weg zum Metz-
ger machen müssen, um 
die Arbeitsfähigkeit 
durch Nahrungsaufnah-
me zu erhalten. 
Die Berufsgenossen-
schaft hat allerdings Be-
rufung eingelegt.
Aktenzeichen 
S 40 U 289/22

A U C H  D A S  N O C H

Transportsystem darf bestreikt werden
UNIKLINIKUM HEIDELBERG – Töchter kämpfen um Tarifvertrag 
(red.) Seit Monaten kämpfen die 
Beschäftigten der Klinik-Technik 
Service GmbH (KTG), einer Technik-
Tochter des Heidelberger Uniklini-
kums, um einen Tarifvertrag. Jetzt 
haben sie zumindest juristisch einen 
ersten Teilerfolg erzielt. Das Landes-
arbeitsgericht Baden-Württemberg 
urteilte, dass auch das Automati-
sche Warentransportsystem (AWT) 
unter bestimmten Bedingungen be-
streikt werden darf. 

Der Arbeitgeber hatte dies be-
stritten und ver.di dazu zwingen 
wollen, einen Notdienst zu organi-
sieren. In erster Instanz war er da-

mit durchgekommen, in zweiter 
hingegen in Teilen gescheitert. Der 
Streik könne nun „mit deutlich mehr 
Kraft“ fortgesetzt werden, sagte die 
stellvertretende ver.di-Landesbe-
zirksleiterin Hanna Binder nach der 
Entscheidung.

 Das unterirdische Transportsys-
tem bewegt seit 40 Jahren mit För-
derkörben Sterilgut, Essen, Wäsche 
und Medikamente auf dem Klinik-
gelände dorthin, wo sie gebraucht 
werden. Die Unternehmensleitung 
hatte argumentiert, das System sei 
derart essenziell, dass ver.di im Falle 
eines Streiks einen Notdienst ein-

richten müsse. Die von den Arbeit-
gebern beauftragte Kanzlei hatte im 
vergangenen Sommer beim Arbeits-
kampf für Entlastung an den nord-
rhein-westfälischen Unikliniken ver-
sucht, den Streik im Auftrag der 
Bonner Klinikleitung juristisch zu 
stoppen – letztlich ohne Erfolg.

ver.di hatte argumentiert, dass 
die Funktionstüchtigkeit der Klinik 
nicht allein von diesem Transport-
system abhängen könne. Falle die 
technische Anlage aus, müsse die 
Klinik im Rahmen des Risikoma-
nagements alternative Transport-
möglichkeiten vorhalten. 

 Die Summe des Erlebten
POSTTRAUMATISCHE BELASTUNGSSTÖRUNG – Anerkennung als „Wie-Berufskrankheit“ möglich

(bsg) Bei Rettungssanitär*innen 
kann eine Posttraumatische Belas-
tungsstörung durchaus als „Wie-
Berufskrankheit“ anerkannt wer-
den. Und das, obwohl sie nicht zu 
den in der Berufskrankheiten-Ver-
ordnung aufgezählten Berufskrank-
heiten gehört. Das geht aus einer 
Entscheidung des Bundessozialge-
richts (BSG) hervor.

In dem Fall ging es um einen Ret-
tungssanitäter, bei dem 2016 eine 
Posttraumatische Belastungsstö-
rung diagnostiziert wurde. Der 
Mann führte sie auf die vielen trau-
matisierenden Ereignisse zurück, 
die er in seinem Berufsalltag erlebt 
hat. Dazu zählt er unter anderem 
einen Einsatz nach einem Amoklauf, 
die vergebliche Wiederbelebung ei-
nes Säuglings und andere sein Le-

ben stark belastende Momente, die 
er während der Arbeit erlebt hat. 
Die Unfallkasse hatte sich jedoch 
geweigert, dies als Berufskrankheit 
anzuerkennen, da die Posttraumati-
sche Belastungsstörung nicht in der 
Verordnung aufgeführt ist. Auch die 
Vorinstanzen hatten sich dieser 
Meinung angeschlossen. 

Der 2. Senat des BSG sah das je-
doch anders. „Rettungssanitäter 
sind während ihrer Arbeitszeit ei-
nem erhöhten Risiko der Konfronta-
tion mit traumatisierenden Ereignis-
sen ausgesetzt“, heißt es dazu in 
der Pressemitteilung des BSG. Diese 
Einwirkungen seien nach dem aktu-
ellen Stand der Wissenschaft Ursa-
che einer Posttraumatischen Belas-
tungsstörung. Der 2. Senat verwies 
darauf, dass sich dieser Ursachen-

zusammenhang aus anerkannten 
Diagnosesystemen ergebe. 

Jetzt muss die Vorinstanz, das 
Landessozialgericht Baden-Würt-
temberg, jedoch noch klären, ob bei 
dem Kläger die Posttraumatische 
Belastungsstörung tatsächlich auf 
seine Tätigkeit als Rettungssanitäter 
zurückzuführen sei. Dies kann er mit 
mehreren vorliegenden Gutachten 
von Ärzten und Therapeuten bele-
gen. Seit 2016 ist der Mann berufs-
unfähig und lebt von einer Erwerbs-
minderungsrente. In einem Bericht 
von Spiegel online gibt er an, tau-
sende Notfalleinsätze erlebt zu ha-
ben. Die Summe des Ganzen habe 
dazu geführt, dass er jetzt nicht 
mehr in der Lage sei, diesen Beruf 
auszuüben.
Aktenzeichen B 2 U 11/20 R
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Wehrhafte 
 Demokratie
„Wir sollten vorsichtig 
sein mit zu einfachen Er-
klärungsmustern. Die Um-
fragewerte haben sicher 
viel mit großer Verunsi-
cherung zu tun, wie sich 
die privaten Lebensum-
stände in einer sich dra-
matisch verändernden 
Welt entwickeln werden. 
Es gibt Abstiegs- und 
Überforderungsängste, 
die auch durch handwerk-
lich schlecht gemachte 
Politik befeuert werden. 
Beim Heizungsgesetz bei-
spielsweise ist die Entlas-
tung einkommensschwa-
cher Haushalte erst ganz 
am Ende auf den Tisch 
gekommen. Gleichzeitig 
wäre es zu einfach, allein 
damit die 20 Prozent in 
den Umfragen zu begrün-
den. Wir müssen leider 
auch zur Kenntnis neh-
men, dass es einen rele-
vanten Teil der Bevölke-
rung gibt, der nicht fest 
zu einer pluralen Gesell-
schaft und den demokrati-
schen Grundwerten steht. 
Und die Ursachen hierfür 
liegen schon bei grund-
legenden Themen von 
politischer Bildung, der 
Qualität des Bildungs-
wesens insgesamt oder 
von Chancengleichheit. 
Es wird auch immer einen 
Teil von Nicht-Erreich-
baren geben. Und da 
braucht es eine wehrhafte 
Demokratie, die antide-
mokratische Kräfte in die 
Schranken weist. Es ist 
nicht akzeptabel in unse-
rer Gesellschaft, dass 
frauenfeindliche oder ras-
sistische Parolen Raum 
greifen. (...)“ 

FRANK WERNEKE IST DER 
VORSITZENDE VON VER.DI

A F D

 18 Monate Training 
TRAINEEPROGRAMM – Bewerbungen bis zum 5. September

(red.) „Arbeiten, damit andere bes-
sere Arbeits- und Lebensbedingun-
gen haben. Der Ungerechtigkeit die 
Stirn bieten – von Berufs wegen. 
Arbeitnehmer*innen professionell 
dabei unterstützen, ihre berechtig-
ten Interessen zu vertreten. So ar-
beitet ver.di“, so heißt es auf der 
Website zum Traineeprogramm von 
ver.di.

Noch bis zum 5. September, 14 
Uhr, können die Bewerbungen 
hochgeladen werden. Ausbildungs-
beginn ist dann am 1. April 2024 – 

wenn die Bewerber*innen im Aus-
wahlverfahren überzeugt haben. 
Die Auswahltage finden vom 21. bis 
23. November statt. Welche Stellen 
genau und welchen Bereichen und 
Bezirken ausgeschrieben sind, er-
fahren Interessierte über Links auf 
dieser Website. 

In 18 Monaten Theorie und Praxis 
werden die Trainees intensiv auf ei-
nen gelungenen Einstieg in die Ar-
beit von Gewerkschaftssekretär*in-
nen vorbereitet. Dabei wechselt 
sich die Arbeit in verschiedenen 

Stationen der Bezirke und Fachbe-
reiche ab mit gemeinsamen Theo-
riemodulen in ver.di-Bildungszent-
ren oder dem Lernen in kleinen 
selbstorganisierten Lerngruppen. 
Dabei lernen die Trainees verschie-
dene Aufgabengebiete, aber auch 
ihre zukünftige Stelle kennen. Un-
terstützt werden sie dabei von Prak-
tiker*innen, aber auch bei regelmä-
ßigen Feedback- und Entwicklungs-
gebieten. 

karriere.verdi.de

„Was wäre, wenn die AfD an die Macht käme?“
INFORMATIONEN – Argumente für die Hosentasche

Die AfD wird immer radikaler. Ihr of-
fiziell aufgelöster „Flügel“ dominiert 
die Ideologie, gemäßigte Kräfte fin-
den sich kaum mehr. Gleichzeitig be-
findet sie sich bundesweit in einem 
– noch vor Kurzem für unmöglich 
gehaltenen – Umfragehoch. 

Gesellschaftliche Krisen, Schwä-
chen anderer Parteien und Ab-
stiegsängste bescheren ihnen Wäh-
lerprozente. Aber wissen wirklich 

alle ihre Wähler*innen, was die AfD 
für sie bedeutet? Wir haben ver-
schiedene Menschen die AfD-Pro-
gramme durchlesen lassen. Was 
würde es für sie bedeuten, wenn die 
AfD an die Macht käme? 

Aus diesem Grund hat der ver.di-
Bezirk Mittelfranken eine Broschüre 
im Hosentaschen-Format erstellt, die 
sich mit diesen Themen auseinan-
dersetzt. Sie ist nicht nur im Bezug 

auf die im September anstehenden 
Landtagswahlen in Bayern aktuell, 
sondern auch darüber hinaus. Denn 
sie beschäftigt sich auch mit den 
Wirkungen des AfD-Hatespeech. Die 
Macht der Worte vergiftet das Klima. 
Und Worte führen zu Taten.

Mehr Infos zu der Broschüre, Be-
stellmöglichkeiten und kostenloser 
Download unter kurzelinks.de/
fgn6

 Morgen braucht uns!
VER.DI­BUNDESKONGRESS  – Vom 17. bis 22. September in Berlin

Am 17. September wird der ver.di-
Bundeskongress in Berlin eröffnet. 
Damit kehrt er zum zweiten Mal an 
den Ort zurück, an dem ver.di im 
März 2001 gegründet wurde.  Bis 
zum 22. September tagen die rund 
1000 Delegierten aus der gesamten 
Republik unter dem Motto „Morgen 
braucht uns!“. Sie repräsentieren 
einen Querschnitt durch die Organi-

sation. Ehrenamtliche Aktive aus 
allen Berufen, Alters- und Perso-
nengruppen in ver.di, aber auch aus 
allen Regionen im Land sind dann 
in Berlin vertreten.

Bei diesem 6. Ordentlichen Bun-
deskongress bestimmen die Dele-
gierten die ver.di-Politik der folgen-
den Jahre, wählen einen neuen 
ver.di-Bundesvorstand und den Ge-

werkschaftsrat, das höchste ver.di- 
Gremium zwischen den Bundeskon-
gressen. In Berlin beraten die 1000 
Delegierten zahlreiche Anträge, die 
sie von den Konferenzen mitgebracht 
haben, die sie wiederum als ihre Ver-
treter*innen nach Berlin geschickt 
haben. Während der Kongresswoche 
im September berichtet ver.di über 
alles live auf der Webseite verdi.de
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Ausgleich von Härtefällen
OST­WEST­RENTEN – Anträge bis zum 30. September stellen

(red.) 32 Jahre nach der Deutschen 
Einheit gibt es den Fonds „zur Ab-
milderung von Härtefällen in der 
Ost-West-Rentenüberleitung“. Er 
richtet sich allerdings nur an Be-
schäftigte bestimmter Berufsgrup-
pen. Dazu zählen aus dem ver.di-
Organisationsbereich etwa Be-

schäftigte der Deutschen Post oder 
des Gesundheits- und Sozialwesens 
bzw. Balletttänzer*innen. 

Abgeglichen werden die Ansprü-
che mit einer Einmalzahlung von 
2500 Euro. Wenn das jeweilige 
Bundesland aufstockt, kann sich die 
Summe verdoppeln. Bislang haben 

sich nur Mecklenburg-Vorpommern 
und Thüringen dazu entschlossen, 
Berlin hat das angekündigt. Die 
 Anträge müssen bis zum 30. Sep-
tember 2023 gestellt werden. Bis-
lang wurden rund 11 000 gestellt.

Mehr Infos: 
stiftung­haertefallfonds.de

https://karriere.verdi.de
https://kurzelinks.de/fgn6
https://stiftung-haertefallfonds.de


Der Anfang des Jahres verstorbe-
ne Axel Troost war Wirtschafts-
wissenschaftler und Politiker. Für 
die Linkspartei saß er mehrere 
Jahre im Bundestag. Sein letztes 
Projekt war die Herausgabe die-
ses Buches. Sein plötzlicher Tod 
verhinderte, dass er es vollenden 
konnte. Der Wirtschaftswissen-
schaftler Rudolf Hickel und Nor-
bert Reuter, der in der ver.di-Bun-
desverwaltung die Tarifpolitische 
Grundsatzabteilung leitet, haben 
die Herausgeberschaft übernom-
men und dafür gesorgt, dass das 
von Troost konzipierte Buch er-
scheinen konnte. 

Das Konzept war eine Reaktion 
auf die seit Beginn des Jahres 

2021 steigenden Inflationsraten 
in Deutschland. Sie markierten 
eine deutliche Wende in der In-
flationsentwicklung, seit Anfang 
der 1970er Jahre lag die Infla-
tionsrate im Jahresdurchschnitt 
eher bei 2 Prozent. Der Einmarsch 
Russlands in die Ukraine ver-
schärfte die Situation zusätzlich. 

Troost wollte auf die Gefahren 
dieser Entwicklung aufmerksam 
machen, befürchtete er doch, 
dass der Politik die mit dieser 
Entwicklung verbundenen sozia-
len Gefahren zu wenig bewusst 
sind – und dass sie daher auch 
keine Gegenmaßnahmen ein-
leiten würde. So steht sein Text 
ganz zu Beginn des Buches. Dar-
in macht er deutlich, was die In-
flationsursachen sind und wer 
besonders von ihr betroffen ist. 
Gleichzeitig zeigt er Gegenmaß-
nahmen auf, fordert etwa kräfti-
ge tabellenwirksame Lohn- und 
Gehaltssteigerungen sowie eine 
Übergewinnsteuer. 

Zu den weiteren Autor*innen 
des Buches zählen neben Hickel 
und Reuter auch der Armuts-
forscher Christoph Butterwegge, 
Joachim Rock und Andreas 
Aust  vom Paritätische Gesamt-
verband und weitere Vertre-
ter*innen aus der Wissenschaft 
und der Politik. 

Der Schwerpunkt der zehn 
 Aufsätze liegt auf dem sozialen 
 Aspekt. Inwieweit verschärft 

 
 

 Soziale Dimension 
B U C H T I P P – Von Axel Troost konzipierter Sammelband zu den Gefahren der Inflation

Nicht  
überzeugend

„Die Ampel handelt 
momentan leider sehr 
situativ, sie lässt sich 
zum Teil von Klientel­
interessen leiten und 

präsentiert kein 
gemeinsames Bild, das 

auch überzeugt.“

Der ver.di-Vorsitzende 
Frank Werneke im Inter - 

view mit dem Handelsblatt 
zur Außenwirkung der 

Ampel-Regierung

T E R M I N E  .......................................................................................

Einen Transfertag veranstaltet die BTQ Kassel am 28. September in 
Frankfurt/Main. Er bietet Beschäftigten, Betriebsräten, Menschen aus 
der Arbeitsforschung, aus Unternehmen und Gewerkschaften, Ver-
bänden und Institutionen die Möglichkeit, Wissen und Erfahrungen zu 
betrieblichen Problemen und zu sozialpartnerschaftlichen Lösungen 
auszutauschen. Zwei der Workshops sind speziell für Beschäftigte und 
ihre Interessenvertretungen konzipiert: „Künstliche Intelligenz und 
Technik im Betrieb gemeinsam gestalten“ sowie „Moderner Transfer 
braucht E-Learning“. Mehr Infos: btq­kassel.de/transfertag­2023­ 
save­the­date­28­september­2023/ 

Die Krankenhaustagung von ver.di findet am 9. und 10. November in 
Berlin statt. Den Reformbedarf in der deutschen Krankenhausland-
schaft stellt niemand in Frage. Doch Beschäftigte und Auszubildende 
aus Krankenhäusern, Psychiatrien und angeschlossenen Servicegesell-
schaften wollen die Gesundheitsversorgung der Zukunft mitgestalten. 
Sie haben die Expertise. Bei der Tagung geht es um den Austausch von 
Ideen und die bislang von der Politik vorgelegten Vorschläge. Anmel-
deschluss ist der 7. September. Mehr Infos: kurzelinks.de/mrx2

AXEL TROOST/RUDOLF HICKEL/
NORBERT REUTER (HRSG.): 
SOZIALE KIPPPUNKTE, 
BEDROHTE EXISTENZEN, 
WACHSENDE ARMUT. 
ALTERNATIVEN ZUR 
GELDENTWERTUNG UND 
KAUFKRAFTVERLUSTEN, 
VSA-VERLAG, HAMBURG,  
160 SEITEN, 14,48 EURO,  
ISBN 978-3964881755 X

die  Inflation die Verteilungskrise 
und blockiert die Umverteilung? 
Vor welchen Herausforderungen 
steht die Tarifpolitik? Wie kann 
das Existenzminimum gesichert 
werden? 

Der Band leistet einen wichtigen 
Beitrag zur Diskussion in der 
 aktuellen Situation. Und er wür-
digt das Vermächtnis von Axel 
Troost.  Heike Langenberg 

A K T I O N S T A G  ................................................................................

Zum Tag der Weiterbildung plant ver.di am 26. September Aktionen. In 
ver.di organisierte Beschäftigte von Weiterbildungsträgern wollen da-
bei darauf aufmerksam machen, dass die Berufe in der Branche auf-
gewertet werden müssen. Hier arbeiten zwar gut ausgebildete Fach-
kräfte, aber die Bezahlung liegt im Durchschnitt 20 Prozent unter dem 
TVöD. Hinzu kommen zahlreiche befristete Arbeitsverträge und un-
klare Karrierewege. Mehr Infos: weiterbildung.verdi.de 

https://btq-kassel.de/transfertag-2023-
save-the-date-28-september-2023/
https://btq-kassel.de/transfertag-2023-
save-the-date-28-september-2023/
https://kurzelinks.de/mrx2
https://weiterbildung.verdi.de



